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BetrefJ': 
VoJ:1griffisw0ise Bere·itsitellung von 
Miitteln zur Verplanung für den so­
zialen 'Wohnungsbau 1953 und andere 
vV Ghnungr;-bauten 

Wie schon in den Vorjahren ist die i'echtzeiLige 
Bereitstellung von öffentlichen Mitteln für den so­
zialen Wohnungsbau des nächsten Haushaltsjahres 
dringend erforderlich. Nur so ist es möglich, da.ß die 
Bewilligungsbehörden die Bauvorhaben des sozialen 
Wohnung·sbaues 1953 rechtzeitig planen und die Be­
willigungsbescheide rechtzeitig ausstellen können, 
und daß damit die Bautätigkeit schon zu Beginn der 
Bausaison 1953, also möglichst noch vor Beginn des 
neuen Haushaltsjahres, anlaufen kann. Die Bereit­
stellung der Mittel im Vorgriff auf die im Rech­
nungs,jahr 1953 voraussichtlich flieflenden Mittel des 
Bundes, des Bundesausgleichsamtes (früher Haupt­
amt für Soforthilfe)· und des Landes Bayern, dient 
also lediglich der rechtzeitigen .Planung; die Aus­
zahlung . der Mittel erfolgt erst ab 1. April 1953 je 
nach dem Baufortschritt der einzelnen Bauvorhaben. 

Zur Zeit steht noch nicht fest, in welcher end­
gültigen Höhe die öffentlichen Mittel im Rechnungs­
jahr 1953 fließen werden. Dies gilt nicht mu für die 
Mittel, die vom Bund und vom Bundesausgleichsamt 
verwaltet werden, sondern auch für die Haushaltsc 
mittel des F'reistaates Bayern. Der vorlieg·ende An­
trag ist daher nicht so aufzufassen, daß die darin 
genannten Zahlen schon die endgültige Höhe der 
für den sozialen Wohnungsbau 1953 in Betracht 
kommenden Mittel darstellen. Es besteht durchaus 
die Möglichkeit, daß, "'rie in den vergangenen Jah­
ren, auch im Rechnungsjahr :1953 ·weitere Mittel zu­
gewiese:q. werden, wenn eine genauere Uebersicht 
über die Haushaltspläne 1953 besteht. 

Im Rahmen des ·vv ohmmgsbauprogramms 1953, 
im ganzen Bundesgebiet mit mindestens 300000 Woh­
nungen, würden auf Bayern etwa 40 000 W ohnun­
gen entfallen. Bei einem durchsclmittlichen Förde­
rungssatz von 6000 DM je Wohnung·seinheit wären 
für die Förderung von 40 000 Wohnungen etwa 
240 Mill. DM nachrangige öffentliche Mittel erfor-

. derlich. Bei einer vorläufigen Bereitstellung von in 
diesem Antrag vorgesehenen rd. 140 Mill. DM für 
nachrangige Mittel bleibt also zunächst eine F'inan­
zierung·slüCke von über 100 Mill. DM. Ob diese 
LüCke im Laufe des Rechnungsjahres 1953 ganz oder 
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ieilweise geschlossen werden kann, kann heute nocl1 
nicht endgültig gesagt werden. Wahrscheinlich ist, 
da.ß das Soll von 40 000 Wohnungen, auch infolge 
der eingetreienen Materialverteuerung, der Lohn­
erhöhungen und der nach dem Entwurf einer No­
velle zum Ersten VI ohmrngsbaugesetz beabsichtigten 
Erhöhung der im sozialen IV ohnung·sbau zulässigen 
Wohnfläche, nicht erreicht wird. 

Bezüglich der bereitzustellenden öffentlichen: 
Mittel ist im einzelnen, insbesondere. auf Grund der 
in den letzten Wochen in Bonn und Bad Homburg 
geführten Besprechungen, folgendes zu sagen: 

1. Buncleslurnshaltsmittel: 
Nach Mitteilung· des Staatsministeriums des Tu­

nern hat das Bunclesmi nis.teri u1n für W ohnungsba-u 
im Benehmen mit dem Bu11desrni1iisterium der Fi­
nanzen nunmehr mitgeteilt, cla.ß vom Bund für deu 
sozialen Wohnungsbau 1953 insgesamt 500 Mill. DM 
bereitg·estellt würden. Davon sollen in allernächster 
Zeit 400 Mill. DM zur Verteilung an die Länder frei~ 
gegeben werden. Auf das Land Bayern entfallen 
hiervon nach dem Verteilungsschlüssel 1.7°/o =c 
68 Mill. DM. Der Rest von 100 Mill. DM soll vorerst 
für Baumaßnahmen von iiberreg·io11aler Bedeutn ng 
zurückgehalten werden. 

2. Lastenausgleichsmittel: 
Das Aufkommen aus der Hypothekengewi1~n­

abgabe für die Wohnraumhilfe (§ 323 LAG) wirq 
vom Bundesministerium für Wohnungsbau und vom 

· Bundesausgleichsamt übereinstimmend mit 350 Mill. 
DM angegeben. Davon kommen voraussichtlicl; 100 
bis höchstens 150 Mill. DM für die Zwecke der Um~ 
siedlung in Betracht. Auf die Länder werden daher 
mindestens 200 Mill. DM schlüsselmafüg verteilt. 
Bayern ist daran mit 20°/o, also mit mindestens 
40 Mill. DM beteiligt. 

Zu L und 2. 

Nach dem Beschluß des Bündesrats 'in seine1· 
93 .. Sitzung vom 10. Oktober 1952 kann ii1it ziemO: 
licher Wahrscheinlichkeit ang·enommen ·"'~erdeii'; daß 
mit den fiir überregionale Zwecke zurückgehaltenen 
Mitteln des Bundes und des Bundesausgleichsamts 
im Gesamtbetrag vo·n 250 Mill. DM nicht .nur die 
Umsiedlung von Land zu Land, sondern auch die 
Umsiedlung innerhalb der Läncle1· selbst gefördert 
werden wird. Bayern kann in diesem Fall mit einee 
zunächst betragsmäßig noch nicht feststehenden Zu­
teilung rechilen, die eine gewisse Risiko-Reserve 
bildet. 

3. Landesmittel: 
a) a 11 gemeine Haushaltsmittel: 

Es ist wie im Rechnungs,jahr 1952 vorg·esehen, 
wieder einen Betrag von 30 Mill. DM im Haushalt 
einzusetzen. 

b) Mittel der W o h n u n g s b a u l o t t e r i e : 
Der voraussichtliche Reingewinn des ·wj. 1952/53 

beträgt 300 000 DM . 

c) Mittel für die Förde r u n g von Staats -
bediensteten-Wohnungen: 

Dem Staat als Arbeitgeber seiner Beamten, An­
gestellten und Arbeiter obliegt, neben den für die 
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Wohnungsvergebung in Betracht kommenden Dienst­
stellen, die Wohnungsfürsorge für diese Staats­
bediensteten. Ihre Arbeitskraft und Einsatzfähigkeit 
hängt zu einem wesentlichen Teil daYOll ab, daß sie 
bei Einberufungen oder Versetzungen uicht zu lauge 
Zeit von ihren Familien g·etrennt leben oder in un­
zureichenden Elendswolmungeu zubring;en müssen. 
Der Staat wendet erhebliche Mittel in Form von 
Trennungsentschädigungen und Fahrtkostenentschä­
digungen auf, um den von ihren Familien getrenn­
ten Staatsbediensteten einen finanziellen Ausgleich 
für die erhöhten Kosten eines getrennten Haushalts 
zu geben. Diese Ausgaben, die im Rechnungsjahr 
1952 mit 3 136 000 DM veranschlagt sind, und die in­
folge der 20°/oigen Teueru~1gszulage, der Einberu­
fungen von unter Art. 131 GG. fallenden Personen 
und des erhöhten \Vo1mungsbedarfs in Sonderfälleü 
(Land- und Grenzpolizei, Bereitschaftspolizei, Neu­
berufungen von Universitätsprofessoren) im Rech­
nungsjahr 1953 trqtz der bisher für Staatsbedienste­
tenwohnungen aufgewendeten Mittel voraussichtlich 
erhöht werden müssen, sind unproduktive Aus­
gabe11. Diese Ausgaben können wirksam durch För­
derung des Wohnungsbaues für Staatsbedienstete 
gesenkt werden. In ganz Bayern gibt· es etwa 8000 
dring·liche Fälle von wohnungsuchenden Staats­
bediensteten. Die Förderung des sofortigen Baues 
von 8000 Wohnungen würde bei einem Durchschnitts­
satz von 5000 DM je Wohnung einen Betrag von 
40 Mill. DM erfordern. Der Einsatz solch großer 
Mittel ist bei der Haushaltslage des Staates und 
auch mit Rücksicht auf die übrige wohnungssuchende 
Bevölkerung nicht möglich und nicht vertretbar. Es 
ist daran gedacht, im Rechnungsjahr 1953 den Vor­
jahresbetrag von 7 Mill. DM nach Möglichkeit zu 
erhöhen. Oh und in welchem Umfang dies g·elingen 
wird, hängt von der endgültigen Gestaltung· des 
Gesamthaushaltsplans 1953 ab. Die Möglichkeit 
seiner Abgleichung kann heute noch nicht übersehen 
werden. Zunächst sollen, wie im V01:jahr, 'vieder 
7 Mill. DM im Vorgriff bereitgestellt' werden. ' 

Auf Grund Beschlusses des Ministerrats ,~om 

11. November 1952 bitte ich, die Zustimmung des 
Landtags zu folgendem 

herbeizuführen: 
Antrag 

Der Landtag wolle beschließen: 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, folgende 

Mittel für den Wohnungsbau 1953 im Vorgriff zur 
Verplan ung bereitzustellen: 

1. Die .B u n d e s h a u s h a 1 t s -
in i t t e 1 , die dem Freistaat 
Bayern voraussichtlich im Rech­
nungsjahr 1953 zufließen wer­
den, mit einem Betrag von zu-
nächst 68,0 Mill. DM 

2. Die L a s t e n a u s g 1 e i c h s -
mit t e 1 (Wohnraumhilfe), die 
dem Freistaat Bayern· voraus­
sichtlich im Rechnungsjahr 1953 
zufließen werden, mit einem Be-
trag von zunächst . 40,0 Mill. DM 

3. H a u s h a 1 t s m i t t e 1 d e s 
L a n d e s , und zwar 
a) aus a 11 g e meine 1i Haus­

haltsmitteln mit einem Betrag· 
von zunächst . . . . . . 37,0 Mill. DM, 
davon für die Schaffung von 
Wohnungen für Staatsbedien-
stete in Form von sogenann-
ten Staatsbediensteten -Dar-
lehen zunächst 7,0 Mill. DM 

b) aus den voraussichtlichen Er­
trägen ,der Wohn u u g s -
bau 1 o t t er i e im Wirt-
schaftsjahr 1952/53 . 0,3 Mill. DM 

145,3 Mill. DM. 

(gez.) Dr. Eharci, 
Bayerischer Ministerpräsident 


